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Rente mit 67 – nein danke!

Redebaustein zur Altersteilzeit und
zur Rentenpolitik für Betriebsversammlungen

Liebe Kolleginnen, liebe Kollegen,

In den letzten Jahren haben viele Kolleginnen und Kollegen die Altersteilzeit in Anspruch genommen.

In diesem Betrieb/Unternehmen befinden sich zur Zeit   Beschäftigte in der Freistellungsphase.

Wir haben  Fälle geförderter Altersteilzeit.

Das ist nicht nur gut für die betroffenen Kolleginnen und Kollegen, die dadurch in ihren verdienten Ruhestand gehen.

Davon profitieren auch noch andere (Achtung – die nachfolgende Passage enthält unterschiedliche Varianten):

a)
Bei uns im Betrieb konnten  Jugendliche nach der Ausbildung übernommen

b)
und  neue Kolleginnen und Kollegen eingestellt werden.

c)
Der Personalabbau, der hier in letzten Jahren stattgefunden hat, konnte abgemildert werden. Durch die Altersteilzeitregelungen haben wir Kündigungen vermeiden können.

Kolleginnen und Kollegen, unsere betriebliche Situation zeigt:

Die Möglichkeit über Altersteilzeit vor 65 aus dem Arbeitsleben auszuscheiden, ist nicht nur beschäftigungspolitisch sinnvoll.

Sie ist auch aus gesundheitspolitischer Sicht dringend erforderlich!

Ihr kennt Eure Arbeitsbedingungen besser als ich.

Jeder weiß: bis 65 hält man das im Regelfall nicht durch.

Kolleginnen und Kollegen,

die Vorteile der Altersteilzeit liegen auf der Hand – das kann man in unserem Betrieb sehen.

Ich bin sicher: in vielen anderen Betrieben ist die Situation genauso.

Das alles ficht die Große Koalition aber nicht an. Geht es nach ihren Plänen, dann soll die Altersteilzeit Ende 2009 auslaufen.

Das ist falsch!

Doch damit nicht genug!

Ab 2012 will die Bundesregierung außerdem noch schrittweise die Rentenaltersgrenze auf 67 erhöhen.

Das hieße: Wegfall der Altersteilzeit und zusätzlich noch zwei Jahre länger arbeiten!

Aberwitzig!

Gleichzeitig wächst der Druck auf die Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer: Mehr Hektik, unsichere Jobs und belastende Arbeitsbedingungen sind die Regel. 

Schon heute beschäftigt ein Großteil der Unternehmen keine Arbeitnehmer über 55 Jahre.

Schaut euch die Altersstruktur in unserer Belegschaft an. Hier sind nur noch  über 55 Jahren.

Die Erhöhung des Renteneintrittsalters ist eine gesundheitspolitische und eine arbeitsmarktpolitische Fehlentscheidung. Die Älteren sollen bis zum Umfallen malochen, während die Jüngeren keinen Job bekommen.

So eine Politik ist zynisch!

Auch in Zukunft wird es gute Gründe dafür geben, mit 65 Jahren oder sogar früher in den Ruhestand zu treten. Doch statt Vorschläge zu machen, wie die gesetzliche Rentenversicherung gestärkt werden kann, wälzt die Große Koalition die Probleme auf die Beschäftigten ab.

Mit der Erhöhung des Renteneintrittsalters kommt es faktisch zu einer Rentenkürzung: Wer weiterhin mit 65 Jahren in Rente geht, erhält Abschläge in Höhe von 7,2 Prozent.

Nach den bisher geltenden Regelungen beträgt der Rentenzahlbetrag nach 40 Versicherungsjahren mit Durchschnittseinkommen rund 950 Euro. Bereits durch die schon beschlossenen Rentenänderungen der letzten Jahre vermindert sich der Rentenanspruch nach heutigen Werten auf etwa 750 Euro.

Durch die geplante Erhöhung des Renteneintrittsalters wären dies nur noch 700 Euro.

Schon seit Jahren ist das Rentenniveau gesunken. Schwarz-Rot setzt die Politik der Vorgängerregierung fort und verschärft sie noch: Durch einen „Nachholfaktor“, den die Große Koalition ab 2011 einführen will, stagniert die Rente weiter. Dann sind weitere Nullrunden bei den Rentnerinnen und Rentnern angesagt. Das schwächt die Binnennachfrage und lässt die Altersarmut weiter wachsen. 

Kolleginnen und Kollegen,

immer wieder erklären selbsternannte Rentenexperten die gesetzliche Rentenversicherung sei in der Krise, da immer weniger Junge immer mehr Alte finanzieren müssten.

Entscheidend für die Leistungsfähigkeit und die Einnahmen der gesetzlichen Rentenversicherung ist jedoch nicht die Altersentwicklung in der Gesellschaft: Die Anzahl der sozialversicherungspflichtigen Arbeitsverhältnisse, die Lohnentwicklung und die Produktivität sind viel wichtiger.

Mit anderen Worten: Es kommt nicht darauf an wie viele Omas und Opas in der Gesellschaft leben und wie viele Enkel – es kommt darauf an, ob sie Arbeit haben, wie produktiv sie sind und was sie verdienen.

Kolleginnen und Kollegen,

die aktuellen Regierungspläne sind jedenfalls ein Weg in die Sackgasse.

Wir haben andere Vorschläge. Vorschläge für eine solidarische Alterssicherung:

· Wir wollen schrittweise alle Berufsgruppen in die gesetzliche Rentenversicherung einbeziehen. Wir wollen eine Erwerbstätigenversicherung. Es ist nicht einsichtig, wieso Parlamentarier, Freiberufler, Selbstständige und künftige Beamte mit ihren hohen Einkommen nicht in die Rentenversicherung einbezogen werden. Nach zwei Legislaturperioden erhält ein Bundestagsabgeordneter eine Rente von 1 663 Euro und zahlt keinen Cent Beitrag zur gesetzlichen Rentenversicherung. So eine Rente kann ein normaler Arbeitnehmer in seinem ganzen Leben nicht erwirtschaften.

· Wir wollen flexible Ausstiegsmöglichkeiten für einen vorzeitigen Ruhestand. Darum fordern wir die Verlängerung des Altersteilzeitgesetzes oder eine wertgleiche Regelung. Die Möglichkeit nach 40 Versicherungsjahren abschlagsfrei vorzeitig in Rente zu gehen, sowie einen erleichterten Zugang zu Erwerbsminderungsrenten und eine Streichung der Abschläge bei dieser Rentenart.

Kolleginnen und Kollegen,

Dies sind unsere wesentlichen Forderungen im Bereich der Alterssicherung. Sie zeigen: Es gibt Alternativen zum schwarz-rotem Sozialabbau.

Auch in der Rentenpolitik.

Das sollten wir deutlich machen: hier im Betrieb, im Sportverein, bei Freunden und in der Familie.

Und: Sprecht die Abgeordneten an. Macht deutlich was Ihr von einer solchen Politik haltet.

Herzlichen Dank für Eure Aufmerksamkeit.
